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III.
(1) Für Zahl, Anordnung und Größe der Räume in 

den Einrichtungen des Gesundheitswesens in den Be
trieben (Nachtsanatorien, Polikliniken, Ambulatorien, 
Sanitätsstellen, Gesundheitsstuben und Kinderkrippen) 
sind das Raumprogramm des Ministeriums für Ge
sundheitswesen sowie die vom Ministerium für Ge
sundheitswesen bestätigten Schemapläne der Deutschen 
Bauakademie für Ambulatorien, Polikliniken, Nacht
sanatorien sowie Kinderkrippen zugrunde zu legen. 
Die Schemapläne sind vor Inangriffnahme der Projek
tierung beim Ministerium für Aufbau anzufordern. 
Abweichungen vom Raumprogramm und Schemaplan 
müssen von der zuständigen Gesundheitsverwaltung 
(siehe Abs. 3) genehmigt werden.

(2) Neueinrichtungen, Erweiterungen und Verbesse
rungen von Einrichtungen des Betriebsgesundheits
wesens und der Kinderkrippen sind unter Anleitung 
der Abteilung Gesundheitswesen des Kreises zu planen. 
Werden in den volkseigenen Betrieben und staatlichen 
Verwaltungen hierfür Investitionsmittel benötigt, 
sind diese in die Betriebspläne aufzunehmen, soweit 
die Mittel aus dem Invest- oder Direktorfonds zur Ver
fügung gestellt werden.

(3) Die Vorprojekte müssen von der Gesundheits
verwaltung bestätigt werden. Zuständig für die Be
stätigung ist:

Bei Gesundheitsstuben und Sanitätsstellen die Ab
teilung Gesundheitswesen beim Rat des Kreises.

Bei Ambulatorien und bei solchen Nachtsanatorien 
und Kinderkrippen, die in vorhandenen Gebäuden ein
gerichtet werden, nach grundsätzlicher Stellungnahme 
der örtlichen Gesundheitsverwaltung die Abteilung Ge
sundheitswesen beim Rat des Bezirkes.

Bei Polikliniken, Nachtsanatorien in Neubauten und 
Kinderkrippen in Neubauten nach grundsätzlicher 
Stellungnahme der örtlichen Gesundheitsverwaltung 
das Ministerium für Gesundheitswesen.

IV.
(1) Für die Beschaffung der medizinischen Einrich

tungsgegenstände sind die vom Ministerium für Ge
sundheitswesen herausgegebenen Verzeichnisse zu
grunde zu legen.

(2) Die Beschaffung der medizinischen Ausstattung 
bedarf vor Abschluß des Liefervertrages nach Art und 
Umfang der Bestätigung der Abteilung Gesundheits
wesen beim Rat des Kreises.

(3) Durch Verschleiß unbrauchbar gewordene Gegen
stände sind aus den gemäß den Vorschriften hierfür 
zur Verfügung gestellten Mitteln in dem von der Ge
sundheitsverwaltung geforderten Umfang zu ersetzen.

(4) Teile der medizinischen Ausstattung in den Ein
richtungen des Betriebsgesundheitswesens dürfen aus 
diesen nur mit schriftlicher Genehmigung der Gesund- 
heitsverwalturig entfernt werden.

(5) Wenn es im Interesse der medizinischen Ver
sorgung der Werktätigen erforderlich ist, kann das 
Ministerium für Gesundheitswesen jederzeit im Ein
vernehmen mit den zuständigen Ministerien und Staats- 
sekretariäten meG. medizinische Großgeräte umsetzen.

(6) Die innerhalb der Polikliniken und Ambulatorien 
für Apotheken oder Arzneimittelausgabestellen vor
gesehenen Räume sind mit kompletter räumlicher Aus
stattung von den Betrieben zu stellen, mit Ausnahme 
der aus dem Haushalt der staatlich verwalteten 
Apotheken gemäß den Vorschriften zu finanzierenden 
weiteren Einrichtungsgegenstände (z. B. Standgefäße). 
Zwischen Betrieb und der zuständigen staatlich ver
walteten Apotheke ist eine Nutzungsvereinbarung über 
die Beteiligung an den dem Betrieb entstehenden 
Kosten (z. B. Abschreibung, Beleuchtung, Heizung) zu 
treffen. Die staatlich verwaltete Apotheke hat eine 
ausreichende und reibungslose Versorgung der Werk
tätigen mit Medikamenten und Verbandstoffen durch 
diese Außenstelle zu gewährleisten.

Zweite DurchfUhrungsanordnung * 
zur Energiewirtschaftsverordnung. 

(Vorschriften über die Berechtigung zur Ausführung 
von Starkstromanlagen und zur Ausführung von 

Arbeiten an Gasleitungen)

Vom 27. März 1954
Auf Grund der §§ 5 und 6 der Energiewirtschafts

verordnung vom 22. Juni 1949 (ZVOB1. I S. 472) und ge
mäß § 10 der Ersten Durchführungsanordnung vom 
22. Juni 1949 zu dieser Verordnung (ZVOB1. I S. 490) 
wird zur Sicherung der ausschließlichen Verwendung 
fachlich geeigneter Arbeitskräfte be; Arbeiten an Stark
stromanlagen und bei Arbeiten an Gasleitungen fol
gendes bestimmt: _

A b s c h n i t t  I
Allgemeine Vorbedingungen für die Berechtigung

§ 1
Berechtigt zur Herstellung, Veränderung und Instand

setzung von elektrischen Starkstromanlagen oder von 
Gasanlagen im Versorgungsgebiet der Energieversor
gungsbetriebe der Deutschen Demokratischen Republik 
sind natürliche Personen, Betriebe der volkseigenen 
Wirtschaft und sonstige juristische Personen, welche 
die Herstellung von elektrischen Starkstromanlagen 
oder von Gasanlagen betreiben.

§ 2
Die nach § 1 berechtigten natürlichen Personen 

müssen:
a) vor einer Fachschule der volkseigenen Industrie 

oder der zuständigen Handwerksorganisation die 
Meisterprüfung der Fachrichtung Elektro-Installa- 
tion für elektrische Starkstromanlagen oder der 
Fachrichtung Installation einschließlich Gasanlagen 
für Gasinstallation mit Erfolg abgelegt haben und 
gemäß den geltenden Bestimmungen zur Führung 
des jeweiligen Meistertitels berechtigt sein
oder

b) an einer staatlich anerkannten mittleren oder 
höheren technischen Lehranstalt oder an einer 
Technischen Hochschule ein elektrotechnisches 
Fachstudium für elektrische Starkstromanlagen 
oder ein gastechnisches Fachstudium für Gas
installationen erfolgreich beendet haben und in 
einem Betrieb des Elektro-Installationsfaches oder 
des Gasfaches praktisch tätig gewesen sein. Die 
Dauer der Tätigkeit soll in der Regel mindestens 
drei Jahre betragen.

§ 3
Betriebe der volkseigenen Wirtschaft, sonstige 

juristische Personen, handelsgerichtlich eingetragene 
Einzelbetriebe und natürliche Personen, die elektrische 
Starkstromanlagen oder Gasinstallationen ausführen 
und nicht die Bedingungen des § 2 erfüllen, müssen 
einen verantwortlichen Fachmann fest angestellt haben, 
der diesen Bedingungen entspricht und die Entschei
dungsbefugnis in der Arbeitsausführung hat.

A b s c h n i t t  II 
Technische Anforderungen

& 4
(1) Der Berechtigte muß zur Ausführung von elek

trischen Starkstromanlagen oder von Gasinstallationen 
auf Verlangen des zuständigen Betriebes der Energie
wirtschaft den Nachweis über den Besitz der ein-

• 1. Durchführungsanordnung (ZVOB1. 1 1949 S. 490)


